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Behörde für Arbeit. 

Ha m b U rg 
So1i 11le21, famllle 
und l n1egratlon 

SH~J 
Schleswig-Holstein 
M•n1!.terium fur Soz1.)IP 
Gesundheit Fam1l1c 
und Gleichstellung des 
Landes Schleswig Holstc11• 

Die Freie und Hansestadt Hamburg, 

vertreten durch den Senat 

und 

das Land Schleswig-Holstein, 

vertreten durch 

das Ministerium für Soziales, Gesundheit, Familie und Gleichstellung 

schließen nachstehende Verwaltungsvereinbarung: 

Präambel 

Es besteht Einigkeit, dass alle von Gewalt betroffenen oder bedrohten Frauen und 

deren Kinder die Möglichkeit haben müssen, zeitnah, zu jeder Tages- und Nachtzeit, 

niedrigschwellig und unabhängig von der jeweiligen finanziellen und leistungsrechtli­

chen Situation Schutz in einem Frauenhaus zu finden. Gewalt kennt keine Landes­

grenzen. Diese Vereinbarung wird dem notwendigen länderübergreifenden Schutz­

gedanken gerecht. Dabei soll der bürokratische Aufwand für alle Beteiligten mög­

lichst gering gehalten werden. 
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§ 1 Zweck 

Derzeit werden Frauenhausplätze in Schleswig-Holstein durch Frauen aus Hamburg 

und deren Kinder häufiger in Anspruch genommen als Frauenhausplätze in Hamburg 

durch Schleswig-Holsteinerinnen und deren Kinder. Zweck der Vereinbarung ist eine 

faire Ausgleichsregelung zwischen beiden Ländern. Die Entwicklung der Belegungs­

situation wird jährlich überprüft. 

Zweck ist weiterhin die gegenseitige Unterstützung bei der Aufnahme der Frauen in 

Frauenhäusern: Die Beteiligung des Landes Schleswig-Holstein (nachfolgend 

„Schleswig-Holstein") an der von der Freien und Hansestadt Hamburg (nachfolgend 

„Hamburg") vorgesehenen Koordinierungs-/ Servicestelle (vgl. § 3) und die Aus­

gleichsleistungen der Länder untereinander (vgl. § 4) sind als Gesamtpaket ausge­

handelt und hängen inhaltlich zusammen. 

§ 2 Begriffe 

Zur Bestimmung der Personen nach § 1 ist der letzte gewöhnliche Aufenthalt vor 

dem FrauenhausaufenthalV den Frauenhausaufenthalten maßgeblich. Am letzten 

gewöhnlichen Aufenthaltsort im Sinne dieser Vereinbarung ändert sich nichts durch 

einen Frauenhausaufenthalt im jeweils anderen Bundesland. 

§ 3 Koordinierungs-/Servicestelle 

(1) Gemäß der Kabinettsbeschlüsse der Länder werden Hamburg und Schleswig­

Holstein unter Einbeziehung der Vertretungen der Frauenhäuser beider Länder 

gemeinsam die konkrete Ausgestaltung der vorgesehenen Koordinierungs-/ Ser­

vicestelle erarbeiten. Hierbei findet auch die Datenbank aus Schleswig-Holstein 

Berücksichtigung. 

(2) Zur Verbesserung des Aufnahmeverfahrens sieht Hamburg die Einrichtung einer 

zentralen Anlaufstelle für alle Frauen vor, die Zuflucht in einem Hamburger Frau­

enhaus suchen. Diese Koordinierungs-/ Servicestelle soll im Rahmen vorhande­

ner Kapazitäten das Übergangsmanagement zunächst für Hamburger Frauen 

(auch diejenigen, die in einem Schleswig-Holsteinischen Frauenhaus Zuflucht ge­

funden haben) und für Frauen aus Schleswig-Holstein, die in Hamburger Frauen­

häusern sind, sowie auch für Frauen aus Schleswig-Holstein, die nach dem Frau­

enhausaufenthalt nach Hamburg ziehen möchten, beim Auszug aus einem Frau-
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enhaus verbessern. Im Einvernehmen mit beiden Ländern und unter Berücksich­

tigung der vorhandenen Kapazitäten kann die Koordinierungs-/ Servicestelle ggf. 

weitere Serviceleistungen erbringen. 

(3) Die Koordinierungs-/ Servicestelle erhebt die Anzahl der Belegungstage, an de­

nen Frauenhausplätze durch Frauen und Kinder aus dem jeweils anderen Bun­

desland (ortsfremde Frauen und ihre Kinder) belegt werden . Außerdem erhebt sie 

weitere statistische Merkmale, die von einer gemeinsamen Arbeitsgruppe aus 

Vertretungen der zuständigen Ministerien und unter Einbeziehung der Vertretun­

gen der Frauenhäuser beider Länder festgelegt werden. Die Koordinierungs-/ 

Servicestelle leitet die entsprechenden Daten anonym an Schleswig-Holstein und 

Hamburg weiter. 

(4) Hamburg richtet die Koordinierungs-/ Servicestelle in Hamburg ein, von der die 

Aufgaben gern. Absatz 2 und 3 erbracht werden. Schleswig-Holstein beteiligt sich 

finanziell zunächst mit einem jährlichen Beitrag von 30.000 Euro an der Koordi­

nierungs-/ Servicestelle. Die Höhe dieser Beteiligung ab dem Jahr 2017 wird im 

ersten Quartal 2016 überprüft und für das Folgejahr ggf. angepasst. Diese Über­

prüfung und ggf. Anpassung wird danach alle zwei Jahre durchgeführt. 

§ 4 Ausgleichsleistungen 

(1) Die Ausgleichszahlung der Länder wird pauschal festgelegt und jeweils zum 15. 

Mai für das vorangegangene Jahr beglichen. 

(2) Aufgrund dieser Vereinbarung sind die Ansprüche Hamburgs gegen schleswig­

holsteinische Leistungsträger auf Erstattungsleistungen gemäß§ 36a SGB II ab­

gegolten. Ansprüche gemäß § 36 a SGB II gegen schleswig-holsteinische Kom­

munen werden darüber hinaus nicht geltend gemacht. 

(3) Soweit Erstattungsansprüche nach§ 36a SGB II von SGB II-Leistungsträgern 

aus Schleswig-Holstein gegenüber Hamburg geltend gemacht werden, wird die 

Summe der Erstattungen für Unterbringung und Betreuung im Frauenhaus auf 

die Ausgleichleistung angerechnet. Sollte Hamburg einen die jeweils geltende 

Pauschale übersteigenden Betrag an SGB II-Leistungsträger aus Schleswig­

Holstein gezahlt haben, entfällt der Ausgleichsbetrag vollständig. Weitere An-
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sprüche bestehen nicht. Hamburg meldet Schleswig-Holstein Erstattungen, die 

das Jobcenter Hamburg und die Behörde für Arbeit, Soziales, Familie und In­

tegration in diesem Zusammenhang gezahlt haben. Zum 31 . März eines jeden 

Jahres teilt die Koordinierungs-/ Servicestelle den beiden Ländern die Höhe der 

Erstattungsleistungen nach § 36a SGB II des Vorjahres mit. 

(4) Die Höhe der Pauschale richtet sich nach den statistischen Erhebungen über die 

Belegungszahlen des Vorjahres, die jährlich im März von der Koordinierungs-/ 

Servicestelle für beide Länder vorgelegt werden. Ergeben die Statistiken eine 

Veränderung der Anzahl der Belegungstage ortsfremder Frauen gegenüber dem 

vorangegangenen Jahr um mindestens 5 %, wird die Ausgleichspauschale bis zu 

dem in Absatz 5 genannten Betrag auf Antrag angepasst. Stichtag zur Anmel­

dung einer angepassten Pauschale ist der 31 . März. Eine Angleichung ist erst­

mals 2015 möglich. 

(5) Die Höchstgrenze der Ausgleichszahlung wird bis 2016auf130.000 Euro festge­

legt. Für 2017 wird der Betrag im ersten Quartal 2016 überprüft und gern. Absatz 

4 ggf. angepasst. Diese Übeiprüfung und ggf. Anpassung wird danach alle zwei 

Jahre durchgeführt. 

(6) Die Höhe der pauschalen Ausgleichszahlung für das Jahr 2014 wird auf folgen­

der Basis ermittelt: Aufgrund der Erhebungen der Länder Schleswig-Holstein und 

Hamburg aus dem Jahr 2013 ist davon auszugehen, dass rund 8.400 Belegungs­

tage in Hamburger Frauenhäusern auf Schleswig-Holsteinerinnen mit ihren Kin­

dern entfallen und 13.500 Belegungstage in Schleswig-Holsteiner Frauenhäusern 

auf Hamburger Frauen und ihre Kinder. Für diesen Überhang von 5.100 Bele­

gungstagen werden Schleswig-Holstein bei einem fiktiven Tagessatz von 25,71 

Euro pro Bewohner(in) Mehrkosten in Höhe von 130.000 Euro angerechnet, die 

von Hamburg pauschal erstattet werden. 30.000 Euro von der Ausgleichssumme 

fließen direkt in die in 2014 aufzubauende Koordinierungs-/ Servicestelle. Die 

verbleibenden 100.000 Euro zahlt Hamburg im Monat nach Inkrafttreten der Ver­

einbarung an Schleswig-Holstein. 
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§ 5 Kündigung 

(1) Diese Vereinbarung gilt bis auf weiteres. Die Vereinbarung kann einseitig schrift­

lich mit einer Frist von einem Jahr zum Schluss des Kalenderjahres gekündigt 

werden. 

(2) Sollte durch die Meldung der Koordinierungs-/ Servicestelle gern. § 4 Absatz 3 

Satz 4 zum 31 . März festgestellt werden, dass Hamburg mehr als 100.000 Euro 

an SGB II-Leistungsträger in Schleswig-Holstein gezahlt hat, besteht abweichend 

zu Absatz 1 ab dem 31. März ein dreimonatiges Kündigungsrecht. 

§ 6 Inkrafttreten 

Die Vereinbarung tritt mit Unterzeichnung in Kraft. 

§ 7 Schlussbestimmungen 

Sollten eine oder mehrere Bestimmungen dieser Vereinbarung unwirksam sein, wird 

hierdurch die Wirksamkeit der Vereinbarung im Übrigen nicht berührt. Anstelle der 

unwirksamen Bestimmung soll eine Regelung treten, die den mit ihr verfolgten Zweck 

am nächsten kommt. Dasselbe gilt für etwaige Lücken der Vereinbarung. 

Hamburg, den 3. September 2014 

Für den Senat der 

Freien und Hansestadt Hamburg 

~ 
~ 1 9eh6rdc t Q„ Arbeit . 

Sozia les ~ Familie Hamburg und Integration 
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Für das Land Schleswig-Holstein 

Ministerin Kristin Alheit 

SH l«J 
Sd<lowlg-Holst•in 
M 1niste1fum für Sozi.ales, 
Gensndheit, FamJhe 
und Gle.ith$U!llung d<!$ 
lC1ndes 5<."hleswig·Ho[ste1fl 


